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Ü Altkleider sind Abfall iSd AWG 2002

Ü Liegt der besondere Fall vor, dass es sich nicht
um einen einzigen potenziellen Abfallbesitzer han-
delt, dessen Entledigungsabsicht (§ 2 Abs 1 Z 1 Va-
riante 1 AWG 2002: „entledigen will“) es seitens der
Beh zu erweisen gilt, sondern um eine im Vorhinein
unbestimmte Anzahl an Personen, die Gebraucht-
kleider in die aufgestellten Altkleidersammelcontai-
ner einlegen, so liegen die Schwierigkeiten, ein
Ermittlungsverfahren zur Entledigungsabsicht der
einzelnen – ihre Gebrauchtkleidung in die zu jeder
Uhrzeit zugänglichen Sammelcontainer einwerfen-
den – Personen bspw durch Einzelbefragungen zu
führen bzw dabei repräsentative Ergebnisse zu er-
zielen, auf der Hand. Angesichts dessen ist eine ge-
nerelle Beurteilung des Personenkreises, der typi-
scherweise seine Gebrauchtkleidung in solche
Container einlegt, vor dem Hintergrund der allge-
meinen Lebenserfahrung vorzunehmen.
Ü Steht unzweifelhaft fest, dass Personen die tat-
sächliche Sachherrschaft über ihre Gebrauchtklei-
dung aufgeben, wenn sie sie in einen aufgestellten
Container einlegen, zumal es die Größe und Kon-
struktion der Klappen, in welche die Gebrauchtklei-
dung eingelegt wird, um sie anschließend in den
Container zu befördern, idR nicht erlaubt, die Sach-
herrschaft über die einmal eingeworfene Kleidung
wiederzuerlangen, so ist durch den Akt des Einwer-
fens der Gebrauchtkleidung in die aufgestellten
Container die zweite Tatbestandsvariante (arg:
„entledigt hat“) des subjektiven Abfallbegriffs iSd
§ 2 Abs 1 Z 1 AWG 2002 erfüllt, die auf das gesetzte
Faktum des Aufgebens der Gewahrsame, unab-
hängig von einem subjektiven Motiv oder Beweg-
grund, abstellt.

Ü Die Auffassung, man will sich bei der Abgabe
von Gebrauchtkleidung in Altkleidersammelcontai-
ner dieser iS des Gesetzes entledigen, steht offen-
bar hinter dem Bundesabfallwirtschaftsplan 2011,
in dem „Altkleider, die vor allem von Hilfsorganisa-
tionen mittels lokaler Sammelstellen erfasst wer-
den“, als Abfälle, und zwar als Altstoffe iSd § 2
Abs 4 AWG 2002, qualifiziert werden.
Ü Das weitere Schicksal gesammelter Kleidungs-
stücke ist im Zeitpunkt des Einwerfens in einen Alt-
kleidersammelcontainer insofern unbestimmt, als
es sich erst nach dem in „Sortierwerken“ erfolgen-
denSortierprozess entscheidet. Ob also nundie ge-
sammelteKleidungnachSortierung in einemMode-
geschäft weiterverkauft, ob und wie sie „wiederver-
wertet“ wird oder ob sie als textiler Restmüll endet,
ist im Zeitpunkt des Einwerfens des Kleidungs-
stücks in einen solchen Sammelcontainer vollkom-
men ungewiss; gerade im letztgenannten Fall wäre
jedenfalls nicht mehr von einer bestimmungsgemä-
ßen Verwendung der gesammelten Gebrauchtklei-
dung iS des Getragen-Werdens auszugehen.
Ü Der Begriff des Abfalls setzt nicht voraus, dass
der Besitzer, der sich eines Stoffs oder Gegen-
stands entledigt, dessenwirtschaftlicheWiederver-
wendung durch andere ausschließen will (vgl EuGH
28. 3. 1990, C-206, 207/88). Es kann daher nach all-
gemeiner Verkehrsanschauung davon ausgegan-
gen werden, dass die Personen, die Gebrauchtklei-
der oder -schuhe in Container einlegen, diese Ge-
genstände nicht selbst weiter verwenden wollen;
selbst wenndas humanitäreMotiv stark ausgeprägt
sein mag, so ist bei einer von Einzelfällen losgelös-
ten generellenBeurteilungdavonauszugehen, dass
es hinter das Motiv der Entledigung zurücktritt.

Sachverhalt:
1. Der Revisionswerber sammelt mittels Containern
Gebrauchtkleider und -schuhe zu humanitären Zwe-
cken. Er beantragte mit Eingabe v 25. 7. 2012, die BH
Wolfsberg möge feststellen, dass die von ihm mittels
Containern gesammelte Gebrauchtkleidung keinen
Abfall iSd AWG 2002 oder iSd Krnt Abfallwirtschafts-
ordnung 2004 (K-AWO) darstelle.

Mit Bescheid v 21. 1. 2013 stellte die BH Wolfsberg
fest, dass die vom Revisionswerber gesammelte Ge-
brauchtkleidung

1. Abfall iSd § 6 Abs 1 Z 1 AWG 2002 und

2. kein Haus-, Sperr-, Betriebsmüll oder Klär-
schlamm iSd § 3 K-AWO sei, es sich aber um Altstoffe
iSd § 2 Abs 2 lit d K-AWO (Siedlungsabfälle) handle.

2. Mit dem angef B v 18. 12. 2013 wies die bel Beh
die dagegen erhobene Berufung des Revisionswerbers
gem §§ 2, 5 Abs 1, § 6 Abs 1 AWG 2002 iVm §§ 2, 3
K-AWO ab [. . . und] darauf hin, dass mit der Abfall-
RRL 2008/98/EG die „Vorbereitung zur Wiederver-
wendung“ als Verwertungsmaßnahme eingeführt und
mit der Nov BGBl I 2011/9 (AWG-Nov 2010) ins
AWG 2002 übernommen worden sei. IdZ gab die bel-
Beh die Mat zur AWG-Nov 2010 wieder. [. . .]

3. IdZ führte die bel Beh aus, dass der Gesetzgeber die
Reinigung von Altkleidern ausdrücklich als Vorberei-
tung zur Wiederverwendung einordne, was voraussetze,
dass es sich bei Altkleidern um Abfall handle. Hingegen
habe der Gesetzgeber Second-Hand-Kleider vomAbfall-
begriff ausgenommen. Diese seien keineswegsmit den in
Altkleidersammelcontainer – wie sie der Re-
visionswerber aufgestellt habe – eingeworfe-
nen Gebrauchtkleidern zu vergleichen. Se-
cond-Hand-Kleidung werde direkt an einen
Second-Hand-Shop übergeben, wobei eine
sofortige Qualitätskontrolle durch die Mitar-
beiter erfolge und nicht den Ansprüchen ge-
nügende Gebrauchtkleidung nicht angenom-
men werde. Bei den in Sammelcontainer eingeworfenen
Altkleidern sei eine entsprechende Kontrolle dagegen
nicht möglich. Aufgrund der Größe der Einwurfschlitze
könne Abfall verschiedenster Art in die Container gelan-
gen und allfällige Fehlwürfe erst im Nachhinein aussor-
tiert werden, was einer unmittelbaren Wiederverwen-
dung dieser Altkleider entgegenstehe.

4.Der Gesetzgeber treffe in den Mat zur AWG-Nov
2010 eine klare Unterscheidung zwischen Altkleidern
einerseits, bei denen eine Wiederverwendung erst nach
Reinigung und/oder Reparatur möglich sei, und Se-

RdU [2015] 04 Ü Altkleider sind Abfall iSd AWG 2002 171

[ABFALLRECHT]

Nach allgemeiner Ver-
kehrsauffassung tritt nach
dem VwGH bei der Altklei-
dersammlung das huma-
nitäre Motiv gegenüber der
Entledigungsabsicht
zurück.

RdU 2015/110

§ 2 Abs 1 Z 1
AWG 2002

VwGH
25. 9. 2014,
Ro 2014/07/0032

Abfalleigenschaft;

Abfallrecht;

Altkleider



cond-Hand-Kleidern andererseits, bei denen dies un-
terbleiben könne. Dies stelle einen Hinweis auf die Ab-
falleigenschaft der (vom Revisionswerber gesammel-
ten) Altkleider dar, reiche aber zur Feststellung der Ab-
falleigenschaft allein noch nicht aus.

5. Die bel Beh führte des Weiteren aus, dass es sich
nach § 2 Abs 1 AWG 2002 richte, ob eine Sache Abfall
sei. So handle es sich bei den vom Revisionswerber ge-
sammelten Gebrauchtkleidern zweifellos um bewegli-
che Sachen iS der genannten Gesetzesbestimmung. Da-
rüber hinaus setze § 2 Abs 1 AWG 2002 aber für die
Einstufung einer Sache als Abfall voraus, dass entweder
der subjektive oder der objektive Abfallbegriff erfüllt
sein müsse.

6. Im vorliegenden Fall verneinte die bel Beh die Er-
füllung des objektiven Abfallbegriffs mit der Begrün-
dung, dass die in § 1 Abs 3 AWG 2002 taxativ aufge-
zählten Schutzinteressen durch die vom Revisionswer-
ber gesammelte Altkleidung idR nicht beeinträchtigt
würden. Aus diesem Grund sei auch nicht auf die
Frage der nach allgemeiner Verkehrsauffassung be-
stimmungsgemäßen Verwendung der vom Revisions-
werber gesammelten Altkleidung einzugehen.

7.Zu beurteilen sei somit lediglich, ob beim Besitzer
Entledigungsabsicht in Bezug auf die in den Sammel-
container eingeworfenen Altkleider bestehe und somit
der subjektive Abfallbegriff erfüllt sei.

8. IdZ gab die bel Beh die Judikatur des VwGH zu
§ 2 Abs 1 Z 1 AWG 2002 wieder, wonach von einer
Entledigung dann zu sprechen sei, wenn die Weiter-
gabe der Sache in erster Linie darauf abziele, diese los-
zuwerden, und somit darin das überwiegende Motiv
für die Weitergabe der Sache gelegen sei.

9. Im Ergebnis bejahte die bel Beh das Vorliegen des
subjektiven Abfallbegriffs mit der Begründung, dass
nach allgemeiner Lebenserfahrung denjenigen Perso-
nen, die ihre alte Kleidung in die vom Revisionswerber
aufgestellten Sammelcontainer werfen, eine solche Ent-
ledigungsabsicht durchaus unterstellt werden könne:
So werde die Kleidung weggegeben, weil sie nicht mehr
gebraucht werde. Dass man dabei noch das Gefühl
habe, etwas Gutes zu tun, könne als positiver Nebenef-
fekt betrachtet werden, stelle aber nicht den ausschlag-
gebenden Grund für den Einwurf der Altkleider in den
Sammelcontainer dar, selbst wenn dafür uU ein etwas
weiterer Anfahrtsweg zur nächsten Sammelstelle in
Kauf genommen werde. Stünde der Spendengedanke
im Vordergrund, dann wäre nach der allgemeinen Le-
benserfahrung die Leistung einer Geldspende weitaus
naheliegender.

10. Die bel Beh führte unter Wiedergabe der Ju-
dikatur des VwGH weiter aus, dass zur Bejahung
der Abfalleigenschaft bereits das Vorliegen des sub-
jektiven Abfallbegriffs genüge. Demnach handle es
sich bei der vom Revisionswerber gesammelten Ge-
brauchtkleidung um Abfälle iSd AWG 2002, welche
der Schlüsselnummer 58107 „Stoff- und Gewebereste,
Altkleider“ der Anlage 5 V des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft über ein Abfallverzeichnis (AbfallverzeichnisV)
BGBl II 2003/570 idF BGBl II 2008/498 zuzuordnen
seien, und um Altstoffe iSd K-AWO (Siedlungsab-
fälle). [. . .]

Aus den Entscheidungsgründen:
[Zur nicht vorliegenden Zuständigkeit des LH
als BerBeh nach der K-AWO]
Dem gegenständlichen Verfahren liegt ein erstinstanz-
licher Bescheid mit zwei Spruchpunkten zugrunde,
von denen jeder für sich allein und unabhängig von
dem anderen bestehen kann, weshalb Trennbarkeit
der Spruchpunkte vorliegt.

Spruchpunkt 1 des erstinstanzlichen Bescheids be-
zieht sich auf die Feststellung der Abfalleigenschaft
der vom Revisionswerber gesammelten Gebrauchtklei-
dung nach einem Bundesgesetz (AWG 2002), wohin-
gegen sich dessen Spruchpunkt 2 auf die Feststellung
der Abfalleigenschaft der vom Revisionswerber gesam-
melten Gebrauchtkleidung nach der Krnt Abfallwirt-
schaftsordnung (K-AWO) bezieht. Die K-AWO ist
ein Krnt Landesgesetz, dessen Vollziehung gem Art 15
B-VG Landessache ist.

Gem Art 101 Abs 1 B-VG hat die LReg die Vollzie-
hung des Landes auszuüben; grundsätzlich ist die LReg
als oberstes Verwaltungsorgan des Landes mit den
oberstenVerwaltungsgeschäften im selbständigenVoll-
zugsbereich des Landes betraut. Die K-AWO legt zwar
nicht ausdrücklich die Zuständigkeit der LReg als Ber
Beh fest, es besteht aber auch keine ausdrücklich abwei-
chende Regelung, wonach der Instanzenzug früher en-
dete. Die Krnt LReg war daher (nach der im Zeitpunkt
der Erlassung des angef B am 18. 12. 2013 noch gelten-
den Rechtslage) die zuständige BerBeh (vgl idZ zB das
das NÖ KulturflächenschutzG 1994, ebenfalls die LReg
als BerBeh betreffende Erk v 6. 11. 2003, 2002/07/0129).

Insoweit daher der LH mit dem angef B (auch) über
die Berufung gegen die mit dem erstinstanzlichen Be-
scheid zu Spruchpunkt 2 getroffene Feststellung auf
Grundlage des § 3 K-AWO absprach, belastete er den
angef B mit Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit
der bel Beh.

Der angef B war daher – im genannten Umfang –
gem § 42 Abs 2 Z 2 VwGG aufzuheben.

[Zur Abfalleigenschaft von Altkleidern]
Im vorliegenden Fall geht es allein um die Frage, ob die
gesammelte Gebrauchtkleidung Abfall ist oder nicht.
Dabei ist der Schwerpunkt der Prüfung auf die recht-
liche Qualifikation des in die Container eingelegten
(und noch nicht weiterbehandelten) Materials gerich-
tet. So ist die Frage, ob bzw wann eine solche (mögli-
che) Abfalleigenschaft wieder endet – wie der Revi-
sionswerber zutreffend aufzeigt –, nicht Gegenstand
dieser Prüfung. Aus diesem Grund kann § 5 Abs 1
AWG 2002, der vom Ende der Abfalleigenschaft han-
delt, argumentativ nicht herangezogen werden. [. . .]

IZm der von der bel Beh bejahten Erfüllung des
subjektiven Abfallbegriffs bringt der Revisionswerber
zusammengefasst vor, dass bei den Personen, die ihre
Gebrauchtkleider in die vom Revisionswerber aufge-
stellten Sammelcontainer geben, keine Entledigungs-
absicht iSd § 2 Abs 1 Z 1 AWG 2002 vorliege. Ganz
im Gegenteil stehe hier ein Spendenmotiv bzw eine
Schenkungsabsicht im Vordergrund, da es den Men-
schen, die funktionsfähige Gebrauchtkleidung in dafür
vorgesehene Sammelcontainer ablegten, wichtig sei,
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dass diese Kleidungsstücke weiterhin einer bestim-
mungsgemäßen Verwendung zugeführt werden. Darü-
ber hinaus sei es nicht nachvollziehbar, wie die bel Beh
im Hinblick auf das vom Revisionswerber erstattete
Vorbringen zum Spendenmotiv beim Ablegen von Ge-
brauchtkleidung in dafür vorgesehene Container zu
der Feststellung gelange, dass „nach allgemeiner Le-
benserfahrung“ eine Geldspende weitaus naheliegen-
der sei als eine Sachspende in Form von Gebrauchtklei-
dern. Der Revisionswerber habe der bel Beh Beweis-
mittel in Form von E-Mail-Korrespondenz zwischen
dem Revisionswerber und Personen angeboten, die
ihre Gebrauchtkleider in vom Revisionswerber aufge-
stellte Container einzuwerfen beabsichtigten. Aus die-
sen E-Mails ergäbe sich eindeutig, dass die Motivation
der Personen, die ihre Gebrauchtkleider in vom Revi-
sionswerber aufgestellte Container geben, darin liege,
ihre Kleidung einer bestimmungsgemäßen Weiterver-
wendung zuzuführen. Diese Emails seien von der bel
Beh jedoch ignoriert worden.

Die vorliegende Fallkonstellation ist insofern be-
sonders, als es sich hier nicht um einen einzigen poten-
ziellen Abfallbesitzer handelt, dessen Entledigungsab-
sicht (§ 2 Abs 1 Z 1 Variante 1 AWG 2002: „entledigen
will“) es seitens der Beh zu erweisen gilt, sondern um
eine im Vorhinein unbestimmte Anzahl an Personen,
die Gebrauchtkleider in die vom Revisionswerber auf-
gestellten Container einlegen. Die Schwierigkeiten, ein
Ermittlungsverfahren zur Entledigungsabsicht der ein-
zelnen – ihre Gebrauchtkleidung in die zu jeder Uhr-
zeit zugänglichen Sammelcontainer einwerfenden –
Personen bspw durch Einzelbefragungen zu führen
bzw dabei repräsentative Ergebnisse zu erzielen, liegen
auf der Hand. Angesichts dessen ist eine generelle Be-
urteilung des Personenkreises, der typischerweise seine
Gebrauchtkleidung in solche Container einlegt, vor
dem Hintergrund der allgemeinen Lebenserfahrung
vorzunehmen (vgl idS auch das hg Erk 13. 1. 1993,
91/12/0194, betreffend die Abfalleigenschaft von Alt-
papier). [. . .]

Im Ergebnis ist die bel Beh zutreffend vom Vorlie-
gen des subjektiven Abfallbegriffs ausgegangen:

[Zum Begriff der Entledigung]
So steht unzweifelhaft fest, dass Personen die tatsächli-
che Sachherrschaft über ihre Gebrauchtkleidung auf-
geben, wenn sie sie in einen vom Revisionswerber auf-
gestellten Container einlegen, zumal es die Größe und
Konstruktion der Klappen (vgl dazu die im Verwal-
tungsakt der ErstBeh als Beilage 1 geführten Fotos),
in welche die Gebrauchtkleidung eingelegt wird, um
sie anschließend in den Container zu befördern, idR
nicht erlauben, die Sachherrschaft über die einmal ein-
geworfene Kleidung wiederzuerlangen. Durch den Akt
des Einwerfens der Gebrauchtkleidung in die vom Re-
visionswerber aufgestellten Container ist die zweite
Tatbestandsvariante (arg: „entledigt hat“) des subjekti-
ven Abfallbegriffs iSd § 2 Abs 1 Z 1 AWG 2002 erfüllt,
die auf das gesetzte Faktum des Aufgebens der Ge-
wahrsame, unabhängig von einem subjektiven Motiv
oder Beweggrund, abstellt.

Nun ist aber davon auszugehen, dass dem Begriff
„entledigen“ (und damit auch dem Begriff „entledigt

hat“ iS der zweiten Tatbestandsvariante des § 2 Abs 1
Z 1 AWG 2002) der Wille und die Absicht des Entledi-
genwollens immanent sind und daher auch bei diesem
Tatbestandselement geprüft werden müssen.

Nach der zur RL 75/442/EWG idF der RL 91/156/
EWG (Abfall-RL) ergangenen Judikatur des EuGH
(vgl etwa das U 25. 6. 1997, C-304/94 ua, Tombesi)
handelt es sich bei dem in dieser RL definierten Abfall-
begriff – danach bedeutet „Abfall“ alle Stoffe oder Ge-
genstände, die unter die in Anh I der RL aufgeführten
Gruppen fallen und deren sich ihr Besitzer entledigt,
entledigen will oder entledigen muss (vgl Art 1 lit a
und Anh I, insb Pkt Q16 der genannten RL) – um ei-
nen gemeinsamen, die Rechtsordnungen der MS bin-
denden Begriff, weshalb der österr Abfallbegriff RL-
konform auszulegen ist. Der EuGH hat weiters in sei-
nem U 18. 4. 2000, C-9/00 (Palin Granit Oy), zu die-
sem gemeinschaftsrechtlichen Abfallbegriff (unter Zi-
tierung von Vorjudikatur) ausgesprochen, dass der Be-
griff „Abfall“ nicht eng ausgelegt werden dürfe und die
Frage, ob ein bestimmter Stoff Abfall sei, anhand sämt-
licher Umstände zu beurteilen sei.

Die RL 75/442/EWG idF der RL 91/156/EWG (Ab-
fall-RL) gibt nun kein maßgebliches Kriterium für die
Ermittlung des Willens des Besitzers vor, sich eines be-
stimmten Stoffs oder Gegenstands zu entledigen. Aller-
dings hat der EuGH in seiner Judikatur bestimmte An-
haltspunkte benannt, anhand derer sich der Wille des
Besitzers auslegen lasse. Diese Einstufung ergibt sich
insb aus dem Verhalten des Besitzers unter Berück-
sichtigung seiner Intentionen; der EuGH hat allerdings
anhand objektiver Kriterien versucht, Maßstäbe aufzu-
stellen, aus denen man auf den Willen, sich eines be-
stimmten Stoffs entledigen zu wollen, Rückschlüsse
ziehen kann.

So kann ein starker Anhaltspunkt für das Vorlie-
gen eines Entledigungswillens darin liegen, dass der
Inhaber ausdrücklich seinen Verwendungsverzicht er-
klärt oder sonst zum Ausdruck bringt (vgl EuGH
15. 1. 2004, C-235/02, Saetti und Frediani, Slg 2004,
I-1005, Rz 46). Ein solcher Anhaltspunkt liegt auch
bei einem Produktionsrückstand vor, der nicht als sol-
cher zum Zweck einer späteren Verwendung ange-
strebt wurde; relevant kann auch der Umstand sein,
in welchem Grad die Wiederverwendung eines so ge-
wonnenen Stoffs ohne vorherige Bearbeitung wahr-
scheinlich ist (vgl dazu EuGH 15. 6. 2000, C-418/97,
419/907, ARCO Chemie Nederland ua; und die hg
Erk 29. 1. 2004, 2000/07/0074, und 25. 2. 2009, 2008/
07/0182, mwN). Letztlich ist aber das tatsächliche
Vorliegen von Abfall anhand sämtlicher Umstände
zu prüfen.

Der VwGH hat weiters in st Rspr ausgeführt, dass
von einer Entledigung iSd § 2 Abs 1 Z 1 AWG (1990)
nur dann gesprochen werden könne, wenn die Wei-
tergabe der Sache in erster Linie darauf abziele, diese
loszuwerden, und darin somit das überwiegende Mo-
tiv für die Weitergabe bzw Weggabe der Sache gelegen
sei (vgl die hg Erk 25. 2. 2009, 2008/07/0182, und
15. 9. 2011, 2009/07/0154, mwN). So gehe es nach
der Lebenserfahrung zB einem Bauherrn oder Bau-
führer, wenn bei der Realisierung von Bauvorhaben
das angefallene Aushubmaterial oder Abbruchmate-
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rial von der Baustelle weggeführt werde, im Regelfall
hauptsächlich darum, das Bauvorhaben, ohne durch
das Material behindert zu werden, zu vollenden, und
es sei somit üblicherweise mit dessen Fortschaffung
von der Baustelle eine Entledigungsabsicht verbun-
den.

Der EuGH hat im U 28. 3. 1990, C-206, 207/88,
ausgeführt, dass der Begriff des Abfalls nicht voraus-
setzt, dass der Besitzer, der sich eines Stoffs oder Ge-
genstands entledigt, dessen wirtschaftliche Wiederver-
wendung durch andere ausschließen will.

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen kann
nach allgemeiner Verkehrsanschauung davon ausge-
gangen werden, dass die Personen, die Gebrauchtklei-
der oder -schuhe in die Container des Revisionswer-
bers einlegen, diese Gegenstände nicht selbst weiter-
verwenden wollen; sie verzichten durch diese Vor-
gangsweise auf deren weitere Nutzung, sie wollen sie
loswerden. Dazu tritt die Absicht, durch die Weiter-
gabe an den Revisionswerber und nach den durch die-
sen zu setzenden weiteren Schritten (wie Sortierung
der Gebrauchtkleider und -schuhe, Organisation des
Transports, Weitergabe an notleidende Dritte) Gutes
zu tun.

[Zur Relevanz des Spendengedankens]
Wenn der Revisionswerber meint, es spräche für die
Dominanz des Spendengedankens, dass der in Rede
stehende Personenkreis weitere Wege in Kauf nehme,
um die Gebrauchtkleider in die aufgestellten Sammel-
container einzulegen, so überzeugt dieses Argument
nicht, weil die betroffenen Personen sicher sein kön-
nen, auch nach der längeren in Kauf genommenen
Wegstrecke ihrem Entledigungswunsch nachkommen
zu können. Es gibt – bei typisierender Betrachtung –
keine Hinweise darauf, dass das Spendenmotiv stärker
ist als der Wille zur Entledigung; so ist regelmäßig
nicht davon auszugehen, dass Personen, die Ge-
brauchtkleider oder -schuhe in die Container des Revi-
sionswerbers einlegen wollen, daran aber – aus wel-
chem Grund auch immer, zB wegen Nichtauffindens
oder Überfüllung des Containers – gehindert werden,
von ihrer Entledigungsabsicht Abstand nehmen und
diese Gegenstände wieder in Gebrauch nehmen. Selbst
wenn das humanitäre Motiv stark ausgeprägt sein mag,
so ist bei einer von Einzelfällen losgelösten generellen
Beurteilung davon auszugehen, dass es hinter das Mo-
tiv der Entledigung zurücktritt.

Wenn der Revisionswerber idZ darauf hinweist,
dass die Personen, die ihre Gebrauchtkleidung in Sam-
melcontainer einwerfen, diese mit dem Hauptzweck
weitergeben, sie weiterhin in ihrer bestimmungsgemä-
ßen Verwendung des Getragen-Werdens zu belassen,
so ist diesem Vorbringen zu entgegnen, dass es sich da-
bei um eine bloße Erwartungshaltung handelt. Eine
diesbezügliche Sicherheit, dass seine Kleidung weiter
als solche verwendet wird, hat der Vorbesitzer nur,
wenn er einzelne konkrete Kleidungsstücke privat oder
über einen Second-Hand-Shop verkauft oder gezielt
verschenkt. Für den seine Gebrauchtkleidung in einen
Sammelcontainer Einwerfenden gibt es jedoch keine
Garantie, dass sein Kleidungsstück bestimmungsge-
mäß (weiter)verwendet wird, vielmehr erweist sich

das „Schicksal“ des in den Sammelcontainer eingewor-
fenen Kleidungsstücks erst nach einem erforderlichen
Sortierprozess (s dazu den eine vergleichbare Fallkons-
tellation betreffenden Beschluss des VerwG Düsseldorf
21. 3. 2013, 17 L 260/13, in welchem ebenfalls die Ab-
falleigenschaft der von der ASt mittels Container ein-
gesammelten Altkleider und -schuhe zu humanitären
Zwecken bejaht wurde; ebenso den Beschluss des
VerwG Baden-Württemberg v 9. 9. 2013, 10 S 1116/
13; beide unter Hinweis auf das U des dtBVerwG
19. 11. 1998, 7 C 31/97).

Auf dieses Erfordernis des Sortierens verweist der
Revisionswerber zudem selbst, indem er in seinem –
dem Verwaltungsakt beiliegenden – Informationsma-
terial darüber Auskunft gibt, dass die von ihm in Con-
tainern gesammelte Gebrauchtkleidung „in Sortier-
werken in Europa sorgfältig auf Qualität geprüft, un-
sortierte Kleidung exportiert“ und „Kleidung bester
Qualität [. . .] in Humana-Modegeschäften, zB bei Hu-
mana Secondhand-Mode in Graz, Annenstraße 7“ ver-
kauft wird.

Das weitere Schicksal der gesammelten Kleidungs-
stücke ist also im Zeitpunkt des Einwerfens in einen
solchen Container insofern unbestimmt, als es sich erst
nach dem in „Sortierwerken“ des Revisionswerbers er-
folgenden Sortierprozess entscheidet. Nach einer vom
Revisionswerber beigebrachten und dem erstinstanzli-
chen Bescheid zugrunde gelegten Statistik eines Hu-
mana-Sortierwerks aus der Slowakei werden rund
97% der gesammelten Kleidung „in verschiedene Kate-
gorien sortiert und wiederverwertet“ und stellen rund
3% textilen Restmüll dar. Eine unmittelbar an den
Akt der Entledigung anschließende Wiederverwertung
findet daher nicht statt.

Ob also nun die gesammelte Kleidung nach Sortie-
rung in einem Humana-Modegeschäft weiterverkauft,
ob und wie sie „wiederverwertet“ wird – wobei die Be-
deutung des vom Revisionswerber in diesem Kontext
verwendeten Worts „wiederverwertet“ unklar ist –
oder ob sie als textiler Restmüll endet, ist im Zeitpunkt
des Einwerfens des Kleidungsstücks in einen solchen
Sammelcontainer vollkommen ungewiss; gerade im
letztgenannten Fall wäre jedenfalls nicht mehr von ei-
ner bestimmungsgemäßen Verwendung der gesam-
melten Gebrauchtkleidung iS des Getragen-Werdens
auszugehen.

Angesichts dessen begegnet es keinen Bedenken,
wenn die bel Beh davon ausging, dass der Entledi-
gungswille bei der Weggabe der Gebrauchtkleider als
Motiv überwiegt; der subjektive Abfallbegriff ist daher
im vorliegenden Fall erfüllt.

[Auslegungshilfe Bundesabfallwirtschaftsplan]
An dieser Stelle sei auch ergänzend angemerkt, dass die
Auffassung, man wolle sich bei der Abgabe der Ge-
brauchtkleidung in Container des Revisionswerbers
dieser iS des Gesetzes entledigen, offenbar auch hinter
dem Bundesabfallwirtschaftsplan 2011 (58 ff) steht, in
dem „Altkleider, die vor allem von Hilfsorganisationen
mittels lokaler Sammelstellen erfasst werden“, als Ab-
fälle, und zwar als Altstoffe iSd § 2 Abs 4 AWG 2002,
qualifiziert werden. Schließlich verweist die bel Beh zu-
treffend darauf, dass die vom Revisionswerber gesam-

RdU

174 Ü Altkleider sind Abfall iSd AWG 2002 RdU [2015] 04

[ABFALLRECHT]



RdU [2015] 04 Ü Altkleider sind Abfall iSd AWG 2002 175

[ABFALLRECHT]

melte Gebrauchtkleidung der Schlüsselnummer 58107
der AbfallverzeichnisV BGBl II 2003/570 idF BGBl II
2008/498 zuzuordnen ist.

[Zur Relevanz der abfallrechtlichen Erlaubnis]
Das Vorbringen des Revisionswerbers, der – wie aus
dem vom BMLFUW elektronisch geführten Register
„Elektronisches Datenmanagement – Umwelt (EDM)“
(www.edm.gv.at) ersichtlich ist – eine Abfallsammler-

berechtigung für die genannte Schlüsselnummer be-
sitzt, vermag die rechtliche Beurteilung, dass es sich
bei der von ihm gesammelten Gebrauchtkleidung um
Abfall iSd § 2 Abs 1 AWG 2002 handelt, letztlich nicht
zu erschüttern.

Nach dem Gesagten war die Revision daher – inso-
weit sie sich auf die Feststellung der Abfalleigenschaft
gem § 6 Abs 1 Z 1 AWG 2002 bezieht – gem § 42
Abs 1 VwGG als unbegründet abzuweisen.

Ü

Anmerkung:
Das gegenständliche Erk veranschaulicht eindrucksvoll
die Schwächen des Abfallbegriffs des AWG 2002.

Im Ergebnis bejahte die bel Beh im Ausgangsverfah-
ren das Vorliegen des subjektiven Abfallbegriffs mit der
Begründung, dass nach allgemeiner Lebenserfahrung
denjenigen Personen, die ihre alte Kleidung in die
vom Revisionswerber aufgestellten Sammelcontainer
werfen, eine solche Entledigungsabsicht durchaus un-
terstellt werden könne: So werde die Kleidung wegge-
geben, weil sie nicht mehr gebraucht werde. Dass
man dabei noch das Gefühl habe, etwas Gutes zu tun,
könne als positiver Nebeneffekt betrachtet werden,
stelle aber nicht den ausschlaggebenden Grund für
den Einwurf der Altkleider in den Sammelcontainer
dar, selbst wenn dafür uU ein etwas weiterer Anfahrts-
weg zur nächsten Sammelstelle in Kauf genommen
werde. Stünde der Spendengedanke im Vordergrund,
dann wäre nach der allgemeinen Lebenserfahrung die
Leistung einer Geldspende weitaus naheliegender.

Der VwGH findet nun die rechtliche Beurteilung
des LH „nicht zu beanstanden“. So wird der angebotene
Urkundenbeweis (E-Mails von potenziellen Altkleider-
spendern) damit als ungeeignet abgetan, dass die vor-
liegende Fallkonstellation insofern besonders ist, als
es sich hier nicht um einen einzigen potenziellen Ab-
fallbesitzer handelt, dessen Entledigungsabsicht (§ 2
Abs 1 Z 1 Variante 1 AWG 2002: „entledigen will“)
es seitens der Beh zu erweisen gilt, sondern um eine
im Vorhinein unbestimmte Anzahl an Personen, die
Gebrauchtkleider in die vom Revisionswerber aufge-
stellten Container einlegen. Demzufolge ist – so der
GH weiter – eine generelle Beurteilung des Personen-
kreises, der typischerweise seine Gebrauchtkleidung
in solche Container einlegt, vor dem Hintergrund der
allgemeinen Lebenserfahrung vorzunehmen, wobei er
idZ auf sein Erk 13. 1. 1993, 91/12/0194, betreffend
die Abfalleigenschaft von Altpapier verweist.1) Viel-
mehr steht für den VwGH unzweifelhaft fest, dass Per-
sonen die tatsächliche Sachherrschaft über ihre Ge-
brauchtkleidung aufgeben, wenn sie sie in einen vom
Revisionswerber aufgestellten Container einlegen, zu-
mal es die Größe und Konstruktion der Klappen, in
welche die Gebrauchtkleidung eingelegt wird, um sie
anschließend in den Container zu befördern, idR nicht
erlauben, die Sachherrschaft über die einmal eingewor-
fene Kleidung wiederzuerlangen. Durch den Akt des
Einwerfens der Gebrauchtkleidung in die vom Revi-
sionswerber aufgestellten Container sei die zweite Tat-
bestandsvariante (arg: „entledigt hat“) des subjektiven
Abfallbegriffs iSd § 2 Abs 1 Z 1 AWG 2002 erfüllt,

die auf das gesetzte Faktum des Aufgebens der Ge-
wahrsame, unabhängig von einem subjektiven Motiv
oder Beweggrund, abstellt.

Unter Bemühung von eigener und fremder
(EuGH-)Judikatur zu Produktionsrückständen und
Abbruchmaterialien arbeitet der GH heraus, dass der
Begriff des Abfalls nicht voraussetzt, dass der Besitzer,
der sich eines Stoffs oder Gegenstands entledigt, des-
sen wirtschaftliche Wiederverwendung durch andere
ausschließen will. Bei einer typisierenden Betrachtung
gibt es nach Ansicht des VwGH auch keine Hinweise
darauf, dass das Spendenmotiv stärker ist als der Wille
zur Entledigung; so sei regelmäßig nicht davon aus-
zugehen, dass Personen, die Gebrauchtkleider oder
-schuhe in die Container des Revisionswerbers einle-
gen wollen, daran aber – aus welchem Grund auch im-
mer, zB wegen Nichtauffindens oder Überfüllung des
Containers – gehindert werden, von ihrer Entledi-
gungsabsicht Abstand nehmen und diese Gegenstände
wieder in Gebrauch nehmen. Selbst wenn das humani-
täre Motiv stark ausgeprägt sein mag, sei bei einer von
Einzelfällen losgelösten generellen Beurteilung davon
auszugehen, dass es hinter das Motiv der Entledigung
zurücktritt.

Auch solle dieMotivation der Personen, die ihre Ge-
brauchtkleidung in Sammelcontainer einwerfen, diese
mit dem Hauptzweck weiterzugeben, sie weiterhin in
ihrer bestimmungsgemäßen Verwendung des Getra-
gen-Werdens zu belassen, lediglich eine „bloße Erwar-
tungshaltung“ sein, da es für den „Spender“ nämlich
keine Garantie gebe, dass sein Kleidungsstück bestim-
mungsgemäß (weiter)verwendet wird. Vielmehr er-
weist sich das „Schicksal“ des in den Sammelcontainer
eingeworfenen Kleidungsstücks erst nach einem erfor-
derlichen Sortierprozess (hier wird in dem besproche-
nen Erk – was in der Judikatur des VwGH gar nicht
so oft vorkommt – auf Rspr aus Deutschland verwie-
sen)2). Das weitere Schicksal der gesammelten Klei-
dungsstücke sei also im Zeitpunkt des Einwerfens in ei-
nen solchen Container insofern unbestimmt, als es sich
erst nach einemSortierprozess entscheidet. Eine unmit-
telbar an den Akt der Entledigung anschließende Wie-
derverwertung finde daher nicht statt.

Aus alledem folgen natürlich weitreichende Konse-
quenzen/Fragen: Ü

1) Vgl idZ auch die dazu von Berl geäußerte Kritik an dieser generellen
und typisierenden Betrachtung in seiner Kurzanmerkung zu dem
hier besprochenen Erk in RdU-U&T 2014, 128 f.

2) Zutreffend weist bereits Berl darauf hin, dass die österr und die
deutsche Rechtslage aber nicht ohne Weiteres miteinander zu ver-
gleichen sind; RdU-U&T 2014, 129.
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Ü

Ü Altkleider sind nun auch in Österreich höchstge-
richtlich festgestellterweise Abfall iSd AWG 2002.

Ü Altkleidersammler bedürfen einer Erlaubnis nach
§§ 24 a ff AWG 2002 für das bloße Entgegenneh-
men der Altkleider.

Ü Altkleidersammler, die Anlagen zur Sortierung von
Altkleidern nach bestimmten Qualitäten betreiben,
benötigen in Österreich eine Bewilligung nach § 37
AWG 2002 für diese Anlagen.

Ü Handelt es sich bei den Sammelcontainern für Alt-
kleider allenfalls um Abfallsortieranlagen oder –
dann nicht abfall-, sondern gewerberechtlich bewil-
ligungspflichtige – Abfallzwischenlager (§ 37 Abs 1
und Abs 2 Z 5 AWG 2002)?

Ü Macht sich der Altkleiderspender strafbar, wenn er
sich nicht vergewissert, ob der Betreiber eines Alt-
kleidersammelcontainers über zumindest eine Er-
laubnis zur Sammlung von Abfällen verfügt (vgl
§ 79 Abs 1 Z 2 AWG)?

Ü Muss der Altkleiderspender mit dem Betreiber ei-
nes Altkleidersammelcontainers eine Vereinbarung
abschließen, bevor er seine Altkleider einwirft, da-
mit er seiner Verpflichtung nach § 15 Abs 5a Z 2
AWG 2002 (explizite Beauftragung zur umweltge-
rechten Verwertung) nachkommen kann?

Ü Kann der Altkleiderspender mit einem Behand-
lungsauftrag nach § 73 Abs 1 AWG 2002 in An-

spruch genommen werden, wenn der Betreiber ei-
nes Altkleidersammelcontainers keine vollständig
umweltgerechte Verwertung der Altkleider sicher-
stellt/durchführt (§ 15 Abs 5b AWG 2002; bejahen-
denfalls wäre die Beh um das durchzuführende Er-
mittlungsverfahren zur Eruierung des Verursachers
nicht zu beneiden)?

Als Altkleiderspender wird man sich daher hinkünftig
fragen müssen, ob man ob dieser offenen Fragen wei-
terhin Altkleider spenden oder sich ihrer eben ander-
weitig entledigen soll (die Einlage in den Hausmüll
ist nicht im Ansatz so haftungsträchtig). Natürlich
könnte man sich auch zu zivilem Ungehorsam hinrei-
ßen lassen und weiterhin nicht mehr benötigte, aber
weitgehend intakte Kleidungsstücke über die diversen
Altkleidersammeleinrichtungen den bedürftigen Per-
sonen zukommen lassen.

Vielleicht wäre es vor diesem Hintergrund eine
Überlegung wert, Altkleider nicht doch vom Anwen-
dungsbereich des AWG 2002 auszunehmen oder aber
zumindest einige der oben aufgelisteten Bestimmungen
des AWG 2002 soweit zu adaptieren, dass der Spender
von Altkleidungsstücken zumindest nicht vor faktisch
unlösbare Aufgaben gestellt wird (Entsorgungsverein-
barung) oder verwaltungsstrafrechtliche Sanktionen
zu fürchten hat.

Peter Sander




